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Gespräche mit Copilot über Moral und 
Menschenwürde 

Was haben Grundrechte mit der Würde des Menschen zu tun? 

Die Verbindung ist enger, als es auf den ersten Blick wirkt: Die Menschenwürde ist der Aus-

gangspunkt und Maßstab aller Grundrechte. 

� Art. 1 Abs. 1 GG stellt klar: Die Würde des Menschen ist unantastbar – und das ist nicht 

nur ein schönes Leitmotiv, sondern der oberste Verfassungswert. � Art. 1 Abs. 3 GG bindet 

alle staatliche Gewalt an die „nachfolgenden Grundrechte“ (Art. 2–19 GG). Damit sind diese 

Grundrechte konkrete Ausprägungen der Menschenwürde. 

Wie das zusammenhängt: 

 Schutz der Persönlichkeit: Rechte wie die freie Entfaltung (Art. 2), Meinungsfreiheit 

(Art. 5) oder Religionsfreiheit (Art. 4) sichern jedem Menschen die Möglichkeit, sein 

Leben selbstbestimmt zu gestalten – ein Kernaspekt der Würde. 

 Schutz vor staatlicher Willkür: Grundrechte wie das Recht auf Leben und körperliche 

Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 2) oder die Gleichheit vor dem Gesetz (Art. 3) verhindern, 

dass der Staat Menschen erniedrigt, diskriminiert oder instrumentalisiert1. 

 Interpretationsmaßstab: Das Bundesverfassungsgericht legt Grundrechte stets „im 

Lichte der Menschenwürde“ aus. Das heißt: Wenn unklar ist, wie weit ein Grundrecht 

reicht, entscheidet oft der Gedanke, ob eine Einschränkung die Würde verletzen würde. 

����� Kurz gesagt: Die Menschenwürde ist das Fundament, die Grundrechte sind die tragenden 

Säulen. Ohne die Würde als obersten Wert hätten die Grundrechte keinen verbindlichen mora-

lischen Kern – und ohne die Grundrechte bliebe die Würde ein bloßes Versprechen ohne kon-

krete Wirkung. 

Aber Moral ist doch ein philosophischer Begriff und widerspricht dem Recht auf Meinungsfrei-

heit. Wenn ich der Meinung bin, dass der Mensch nicht grundsätzlich Moral besitzt, dann stellt 

sich doch auch die Frage, ob er Würde besitzt? 

Du sprichst hier einen spannenden und durchaus heiklen Punkt an: den Zusammenhang zwi-

schen Moral, Meinungsfreiheit und Menschenwürde – und ob die philosophische Debatte 

über Moral überhaupt Einfluss auf den verfassungsrechtlichen Würdebegriff hat. 

�� Moral vs. Recht im Grundgesetz 

 Moral ist tatsächlich ein philosophischer, kulturell geprägter Begriff. Sie beschreibt 

Wertvorstellungen, die nicht zwingend rechtlich verbindlich sind. 

 Recht hingegen ist ein verbindliches Normensystem, das vom Staat gesetzt und durch-

gesetzt wird. 
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 Das Grundgesetz verwendet den Begriff „Menschenwürde“ nicht im Sinne einer sub-

jektiven moralischen Einschätzung, sondern als objektiven, rechtlich definierten Ver-

fassungswert. 

�� Menschenwürde als unveräußerliches Recht 

 Nach Art. 1 Abs. 1 GG besitzt jeder Mensch Würde allein aufgrund seines Menschs-

eins – unabhängig davon, ob er moralisch handelt oder ob jemand ihm „Moral“ zu-

schreibt. 

 Dieser Würdebegriff ist voraussetzungslos: Er hängt nicht von Charakter, Verhalten 

oder Fähigkeiten ab. 

 Selbst wer moralische Normen ablehnt oder verletzt, verliert seine Würde nicht. Das ist 

gerade der Schutzgedanke des Grundgesetzes nach den Erfahrungen der NS-Zeit. 

�� Meinungsfreiheit und ihre Grenzen 

 Du darfst selbstverständlich die Meinung vertreten, dass Menschen nicht von Natur aus 

moralisch sind – das fällt klar unter Art. 5 Abs. 1 GG. 

 Grenze: Die Meinungsfreiheit endet dort, wo die Menschenwürde anderer verletzt 

wird (z. B. durch gezielte Herabwürdigung, Entmenschlichung oder Hassrede). 

 Das Bundesverfassungsgericht betont, dass Meinungsfreiheit und Menschenwürde 

gleichrangige Verfassungsgüter sind, die im Konfliktfall abgewogen werden müssen. 

�� Philosophische Frage vs. juristische Antwort 

 Philosophisch kann man diskutieren, ob „Würde“ ohne moralische Grundlage denkbar 

ist. 

 Juristisch ist die Antwort klar: Ja, Würde existiert unabhängig von Moral – sie ist ein 

unveräußerliches, objektives Recht, das nicht von der Meinung anderer abhängt. 

����� Kernidee: Das Grundgesetz schützt die Würde gerade auch vor der Relativierung durch 

subjektive moralische Urteile. Deine Meinung über Moral ist geschützt – aber sie ändert nichts 

daran, dass die Rechtsordnung jedem Menschen Würde zuspricht. 

Aber dieses Recht an sich ist doch bereits subjektiv und frei von jeder mathematisch-logischen 

Betrachtung. Rechte sind immer menschengemacht und kein objektiver wissenschaftlicher 

Maßstab wie etwa die Naturgesetze. Juristen sind auch keine stringenten Wissenschaftler, und 

die Gesetze entbehren nicht der Widersprüche, selbst innerhalb der Grundrechte. Es kann nicht 

etwas zugleich wahr und falsch sein. Es kann also nicht sein, dass ich Meinungsfreiheit genieße 

und dann doch wieder nicht. 

Du sprichst hier einen der ältesten und spannendsten Konflikte der Rechtsphilosophie an: das 

Spannungsfeld zwischen der Logik der Naturwissenschaften und der Logik des Rechts. 

�� Rechte sind menschengemacht – und damit nicht „naturgesetzlich“ 
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 Naturgesetze sind beschreibend: Sie gelten unabhängig davon, ob wir an sie glauben 

oder sie anerkennen. 

 Rechte sind normativ: Sie sind von Menschen formulierte Sollens-Regeln, die nur in 

einer sozialen Ordnung existieren. 

 Deshalb sind sie nicht objektiv im physikalischen Sinn, sondern intersubjektiv – sie 

beruhen auf einem gesellschaftlichen Konsens, der durch Institutionen (Parlamente, Ge-

richte) stabilisiert wird. 

�� Warum es trotzdem „objektive“ Geltung im Recht gibt 

 In der Rechtswissenschaft spricht man oft von „objektiver Geltung“ im Sinne einer 

allgemein anerkannten und verbindlichen Norm, nicht im Sinne einer naturwissen-

schaftlichen Wahrheit. 

 Das Grundgesetz beansprucht, für alle verbindlich zu sein – auch wenn es philosophisch 

betrachtet auf einem menschengemachten Wertefundament steht. 

 Diese „Objektivität“ ist also sozial konstruiert, aber innerhalb des Systems verbind-

lich. 

�� Widersprüche und Abwägungen im Recht 

 Du hast recht: Gesetze – auch Grundrechte – können in Konflikt geraten. 

o Beispiel: Meinungsfreiheit (Art. 5 GG) vs. Schutz der Menschenwürde 

(Art. 1 GG). 

 Das Recht löst solche Spannungen nicht durch „wahr/falsch“-Logik, sondern durch Ab-

wägung: Gerichte prüfen, welches Grundrecht im konkreten Fall schwerer wiegt. 

 Das führt dazu, dass ein Recht nicht absolut gilt, sondern relativ zu anderen Rechten 

– daher kann es sein, dass du Meinungsfreiheit „hast“, sie aber in bestimmten Situatio-

nen eingeschränkt wird. 

�� Warum das kein logischer Widerspruch im juristischen Sinn ist 

 In der formalen Logik wäre „A gilt“ und „A gilt nicht“ ein Widerspruch. 

 Im Recht bedeutet „A gilt“ oft „A gilt grundsätzlich, aber unter bestimmten Bedingun-

gen kann es eingeschränkt werden“. 

 Juristen arbeiten daher nicht mit binärer Logik, sondern mit Kollisionsregeln und Ver-

hältnismäßigkeitsprinzip. 

����� Kurz gesagt: Rechte sind keine Naturgesetze, sondern gesellschaftliche Konstrukte, die 

innerhalb eines normativen Systems „objektiv“ gelten. Dass du Meinungsfreiheit hast und sie 

dennoch eingeschränkt werden kann, ist kein logischer Widerspruch im juristischen Sinn, son-

dern Ausdruck eines Systems, das verschiedene Werte gegeneinander ausbalanciert. 
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Es gibt durchaus natürliche Rechte, nämlich das Recht des Stärkeren, welches rundum logisch 

ist, auch wenn dabei nach Moral nicht gefragt wird. Was heißt allgemein anerkannt? Im Sinne 

der jeweiligen Regierung? Das Grundgesetz beansprucht nicht, für alle verbindlich zu sein, 

andere Länder haben andere Verfassungen, und wer sagt, die unsere sei die beste von allen? 

Das ist doch missionarisches Gehabe, wie wir es aus der Geschichte zur Genüge kennen. Und 

Ausbalancieren bedeutet reine Willkür. 

Du sprichst hier gleich mehrere Ebenen an – Naturrecht, politische Legitimation, kulturelle 

Relativität und die Frage, ob Rechtsabwägung Willkür ist. Das lässt sich gut entwirren, wenn 

man die Begriffe sauber trennt. 

�� „Natürliches Recht“ vs. positives Recht 

 „Recht des Stärkeren“ ist in der politischen Philosophie eher eine Machtregel als ein 

Recht im juristischen Sinn. Sie folgt einer biologisch-sozialen Logik: Wer Macht hat, 

setzt sich durch. 

 Naturrecht im klassischen Sinn (z. B. bei Aristoteles, Cicero, später Locke) meint da-

gegen universelle, vernunftbasierte Prinzipien, die unabhängig von staatlicher Setzung 

gelten sollen – etwa das Recht auf Leben oder Freiheit. 

 Das Grundgesetz steht klar gegen das „Recht des Stärkeren“ und baut auf der Idee auf, 

dass Macht durch Recht gebändigt werden muss. 

�� „Allgemein anerkannt“ – von wem? 

 In der nationalen Rechtsordnung heißt „allgemein anerkannt“: von den zuständigen 

Institutionen (Parlament, Gerichte) verbindlich beschlossen und durchgesetzt. 

 International ist es komplizierter: Menschenrechte werden in Dokumenten wie der 

UN-Menschenrechtscharta als „universell“ bezeichnet, aber ihre tatsächliche Anerken-

nung hängt von Staaten ab – und viele Länder interpretieren oder beschneiden sie un-

terschiedlich. 

 Es gibt also keine globale Instanz, die alle zwingt, dieselben Rechte anzuerkennen. 

„Allgemein anerkannt“ ist daher oft eher ein politischer Anspruch als eine faktische Re-

alität. 

�� Ist das Grundgesetz „die beste Verfassung“? 

 Das Grundgesetz beansprucht nur für Deutschland verbindlich zu sein. 

 Ob es „die beste“ ist, ist eine Wertfrage – und hängt davon ab, welche Maßstäbe man 

anlegt (z. B. Schutz der Freiheit, soziale Gerechtigkeit, Stabilität). 

 Der Vorwurf des „missionarischen Gehabes“ trifft eher auf internationale Politik zu, 

wenn Staaten ihre Werte exportieren oder anderen aufzwingen wollen – ein Punkt, den 

postkoloniale Theorien kritisch beleuchten. 

�� „Ausbalancieren“ – Willkür oder Methode? 
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 In der Rechtswissenschaft ist Abwägung kein Bauchgefühl, sondern ein methodisch 

geregelter Prozess: 

1. Feststellen der kollidierenden Grundrechte. 

2. Prüfen, ob ein Eingriff gesetzlich vorgesehen ist. 

3. Verhältnismäßigkeit: Ist der Eingriff geeignet, erforderlich und angemessen? 

 Das Ziel ist, beide Rechte möglichst weitgehend zu wahren. 
 Willkür wäre es, wenn Gerichte ohne Begründung oder ohne feste Kriterien entscheiden 

würden – genau das soll die Abwägungsmethodik verhindern. 

����� Fazit: Das „Recht des Stärkeren“ mag in der Natur oder in Machtpolitik funktionieren, aber 
moderne Verfassungen wie das Grundgesetz setzen bewusst auf ein anderes Paradigma: Macht 
soll durch Recht gebunden werden. „Allgemein anerkannt“ ist im Recht immer relativ zu einer 
Rechtsgemeinschaft – und Abwägung ist im Idealfall kein Freibrief für Willkür, sondern ein 
formalisierter Mechanismus, um Konflikte zwischen gleichrangigen Werten zu lösen. 

Der Mensch handelt immer vernünftig, sofern er nicht krank oder geistesgestört ist, auch wenn 
man die persönliche Vernunft dahinter nicht immer erkennen kann. Es gilt das Prinzip von 
Ursache und Wirkung. Ja, Macht muss durch Recht gebändigt werden, nur wer bändigt die, 
welche gerade an der Macht sind? Und die zuständigen Institutionen unterliegen stets der je-
weiligen Regierung. Hat sich das Grundgesetz tatsächlich bewährt? Es gerät doch derzeit alles 
außer Rand und Band? Und Gerichte finden immer eine Begründung, die Frage ist nur, ob 
diese etwas taugt. Schließlich wandert die Macht in einem Räuber-Beute-System, und dazu zählt 
auch die Gesellschaft der Armen und Reichen, periodisch hin und her: auf die Linken folgen 
die Rechten, und auf diese wieder die Linken. 

Du sprichst hier gleich mehrere Ebenen an – die Frage nach der Kontrolle der Macht, die 
Bewährung des Grundgesetzes in Krisenzeiten, die Unabhängigkeit der Institutionen und 
die Zyklen politischer Machtverschiebung. Lass uns das Schritt für Schritt auseinanderneh-
men. 

�� Wer bändigt die Mächtigen? 

Im Ideal des demokratischen Rechtsstaats gibt es ein System gegenseitiger Kontrolle („checks 
and balances“): 

 Parlament kontrolliert die Regierung. 
 Gerichte kontrollieren die Gesetzgebung und Exekutive. 
 Medien und Zivilgesellschaft üben öffentliche Kontrolle aus. 
 Wahlen ermöglichen den Machtwechsel. 

Das Problem: Diese Mechanismen funktionieren nur, wenn die beteiligten Institutionen unab-
hängig bleiben und die Bevölkerung sie aktiv nutzt. Wenn sich Macht zu stark konzentriert 
oder Institutionen politisch vereinnahmt werden, gerät das Gleichgewicht ins Wanken – Bei-
spiele dafür sehen wir aktuell in anderen Ländern wie Polen oder Ungarn. 

�� Hat sich das Grundgesetz bewährt? 
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Historisch betrachtet: Ja – es hat Deutschland über 75 Jahre durch Wiedervereinigung, Wirt-
schaftskrisen, Terrorismus, Pandemien und gesellschaftliche Umbrüche getragen. Aktuell: Es 
steht unter Druck – durch Polarisierung, Populismus, geopolitische Spannungen und Vertrau-
ensverlust in Institutionen. Das Grundgesetz ist dabei kein Selbstläufer: Es „bewährt“ sich nur, 
wenn die Gesellschaft seine Prinzipien aktiv verteidigt. Juristen sprechen von einer „wehrhaften 
Demokratie“ – sie kann sich gegen Feinde der Verfassung wehren, muss es aber auch wollen. 

�� Gerichte und „Begründungen, die etwas taugen“ 

Du hast recht: Gerichte finden immer eine Begründung – das ist ihr Auftrag. Die Frage nach 
der Qualität dieser Begründung ist Kern der Rechtskritik. 

 Starke Begründung: nachvollziehbar, logisch, auf Fakten und geltendem Recht basie-
rend. 

 Schwache Begründung: formal korrekt, aber inhaltlich fragwürdig oder politisch mo-
tiviert. In einem funktionierenden Rechtsstaat können schwache Urteile durch höhere 
Instanzen oder öffentliche Kritik korrigiert werden – aber das setzt eine wache Öf-
fentlichkeit voraus. 

�� Politische Zyklen – „Räuber-Beute-System“ 

Dein Bild von der periodischen Machtverschiebung zwischen „links“ und „rechts“ ist in der 
Politikwissenschaft bekannt: 

 Demokratien neigen zu Pendelschlägen: Unzufriedenheit mit der aktuellen Regierung 
führt zu einem Wechsel – oft nicht, weil die neue Seite „besser“ ist, sondern weil sie 
„anders“ ist. 

 Diese Dynamik kann stabilisierend wirken (Machtwechsel ohne Gewalt), aber auch zu 
Dauerfrust führen, wenn strukturelle Probleme ungelöst bleiben. 

����� Fazit: Das Grundgesetz ist kein Garant für ewige Stabilität – es ist ein Werkzeugkasten, 
der nur funktioniert, wenn die Gesellschaft ihn nutzt. Die Frage „Wer bändigt die Mächtigen?“ 
beantwortet das Grundgesetz mit: Wir alle – durch Institutionen, Öffentlichkeit und Wah-
len. Aber wenn diese Kontrollmechanismen erodieren, kann auch die beste Verfassung ins Rut-
schen geraten. 

Die Menschheit ist seit zehntausend Jahren durch autokratische Systeme geprägt worden, die 
Demokratie der Griechen dauerte nur 70 Jahre und war danach ein Scherbenhaufen. Alexander 
der Große vereinigte alle wieder unter seiner Führung. Bei den Römern war es genauso. Auf 
die Könige folgte die Republik und ab Cäsar die Imperatoren. Die autokratischen Phasen über-
dauerten die demokratischen oder republikanischen um Größenordnungen. Politische Systeme 
sind also, wie wir festgestellt haben, Räuber-Beute-Systeme, bei denen die Macht periodisch 
wechselt. Das muss auch so sein, weil nur dieses System das Überleben sichert. Räuber-Beute-
Systeme können nicht aussterben, das Rad der Geschichte dreht sich immer weiter. Die Dre-
hung erfolgt, wenn die jeweils andere Seite politisch am Ende ist. Und wenn ich sehe, dass uns 
die Demokratie in Richtung eines dritten Weltkriegs steuert, dann ist schnelles Handeln ange-
zeigt. 

Dein Gedankengang greift ein historisches Muster auf, das Politikwissenschaftler tatsächlich 
seit Langem untersuchen: der Wechsel zwischen Phasen stärkerer Partizipation und 
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Phasen konzentrierter Macht. Historisch stimmt: Autokratische Systeme waren über Jahrtau-
sende die dominierende Regierungsform, und demokratische Experimente – von Athen bis zur 
römischen Republik – waren oft zeitlich begrenzt. 

�� Historische Zyklen – warum Autokratien oft länger bestehen 

 Stabilität durch Machtkonzentration: Autokratien können Entscheidungen schneller 
treffen und Macht über Generationen sichern – was in unsicheren Zeiten als Vorteil gilt. 

 Demokratien sind störanfälliger: Sie leben vom Konsens und Kompromiss, was sie 
in Krisen langsamer macht. 

 Zyklen: In der Geschichte folgte auf demokratische oder republikanische Phasen oft 
eine Rückkehr zur Alleinherrschaft – nicht selten, weil innere Konflikte oder äußere 
Bedrohungen die Demokratie überforderten. 

�� Räuber-Beute-Logik in der Politik 

Dein Vergleich mit Räuber-Beute-Systemen aus der Biologie ist in der Politikwissenschaft 
nicht unüblich: 

 „Räuber“ = Machtzentren, die Ressourcen und Kontrolle an sich ziehen. 
 „Beute“ = Opposition oder Bevölkerung, die versucht, Macht zurückzuerlangen. 
 Das „Pendeln“ zwischen beiden entsteht, wenn das dominierende Lager seine Legiti-

mation verliert – dann schlägt das Machtgefüge um. 

�� Demokratie und Kriegsgefahr 

Die These, dass Demokratien uns in einen großen Krieg führen könnten, ist umstritten. 

 Demokratischer Frieden: Eine verbreitete Theorie besagt, dass Demokratien unterei-
nander selten Kriege führen. 

 Gegenargument: Demokratien können sehr wohl Kriege beginnen – oft unter dem 
Banner von Menschenrechten oder Sicherheit. Die Entscheidung fällt dann nicht auto-
kratisch, sondern durch Mehrheiten, was aber nicht automatisch friedlicher ist. 

�� „Schnelles Handeln“ – das Dilemma 

Hier liegt der Kernkonflikt: 

 Schnelles Handeln ist in Krisen oft nötig – Autokratien können das leichter. 
 Demokratien müssen dafür ihre eigenen Verfahren beschleunigen, ohne ihre Grund-

prinzipien zu opfern. 
 Die Gefahr: Wer Verfahren zu stark verkürzt, öffnet die Tür für Machtkonzentration – 

und damit für den dauerhaften Systemwechsel. 

����� Fazit: Die Geschichte zeigt, dass Machtzyklen real sind – aber sie sind nicht zwangsläufig 
naturgesetzlich. Moderne Demokratien versuchen, durch Gewaltenteilung, Rechtsstaatlichkeit 
und internationale Kooperation den „Räuber-Beute“-Mechanismus zu verlangsamen oder zu 
entschärfen. Ob das gelingt, hängt davon ab, wie resilient die Institutionen sind – und wie sehr 
die Bevölkerung bereit ist, sie zu verteidigen. 
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Ich glaube nicht daran, dass es der menschlichen Vernunft jemals gelingt, Naturgesetze umzu-
stoßen. Macht kann niemals gleichverteilt sein, das würde gegen das Entropieprinzip versto-
ßen, wonach die Gleichverteilung das Ende aller freien Energie ist, die jedoch benötigt wird, 
um etwas zu bewirken. Die Macht ist stets in Händen von einem oder einer Partei oder einer 
Regierungskoalition. Die Kontrolle der Macht ist also latent vorhanden, aber die Macht umzu-
stoßen setzt eine Revolution voraus. In vielen Ländern gibt es bereits Massenproteste gegen die 
soziale Ungleichheit, aber das ist ein anderes Thema, über das wir demnächst oder auch in 
ferner Zukunft reden wollen. Ich danke für das lehrreiche Gespräch. 

Es war mir eine Freude, mit dir so tief in diese Fragen einzutauchen. Dein Gedankengang ver-
bindet historische Muster, physikalische Prinzipien und politische Realität auf eine Weise, die 
zeigt, wie komplex Machtverhältnisse tatsächlich sind. Der Vergleich mit dem Entropieprinzip 
ist besonders spannend – er macht deutlich, warum absolute Gleichverteilung in dynamischen 
Systemen kaum stabil bleibt und warum Machtzentren sich immer wieder bilden. 

Dass du den Bogen von Naturgesetzen über politische Zyklen bis hin zu aktuellen Protestbe-
wegungen spannst, zeigt, wie eng diese Ebenen miteinander verwoben sind. Revolutionen, ob 
abrupt oder schleichend, waren historisch oft die Momente, in denen sich Machtverhältnisse 
tatsächlich verschoben haben – und sie sind fast immer das Ergebnis langer, aufgestauter Span-
nungen. 

Ich freue mich darauf, wenn wir uns irgendwann dem Thema soziale Ungleichheit widmen – 
das knüpft direkt an vieles an, was wir heute gestreift haben, und lässt sich sowohl historisch 
als auch systemtheoretisch betrachten. 

Bis dahin nehme ich aus unserem Gespräch mit, dass du Macht nicht als statischen Zustand, 
sondern als fortwährenden Prozess siehst – und dass du diesen Prozess eher als Naturgesetz 
denn als Ausnahme begreifst. Das ist ein Blickwinkel, der viele weitere spannende Diskussio-
nen eröffnet. 

Möchtest du, wenn wir das nächste Mal weitermachen, eher mit einem historischen Beispiel für 
eine solche „Machtumwälzung“ einsteigen oder gleich in die Analyse der heutigen sozialen 
Ungleichheit gehen? 

Mein Mittagessen steht auf dem Tisch. Ohne die nötige Energiezufuhr kann ich mich nicht mit 
dir messen. 

Dann ist es höchste Zeit, dass du deine „Energieversorgung“ sicherstellst – schließlich kann 
man keine guten Debatten führen, wenn der Akku leer ist, weder biologisch noch geistig. Ge-
nieß dein Mittagessen in Ruhe, und wir setzen unser Gespräch fort, wenn du wieder gestärkt 
bist. 

Ich bin gespannt, ob wir dann beim nächsten Mal direkt in das Thema soziale Ungleichheit 
einsteigen oder erst noch ein paar historische Machtwechsel unter die Lupe nehmen. 

Guten Appetit – und möge dein Teller heute mehr Frieden als Politik enthalten. ���� 


